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AufderJagdnachdenve
MitEinführungder globalenMindeststeuer fürUnterne
bereits heutedieEuropäischeUnion.Aber kann ihrM

T
osender Applaus hallte durch
das Arsenale di Venezia. Unter-
händler und Finanzministerin-
nen klopften sich in der italie-
nischen Lagunenstadt Venedig
auf die Schultern. Da sie über-
zeugt waren, gemeinsam etwas

Grosses erreicht zu haben. Über «eine Revolu-
tion» berichteten anderntags die Zeitungen.

Verkündet hatten die Politiker am 10. Juli,
dass sie das Geld der Welt anders eintreiben
und Steueroasen für Konzerne trockenlegen
wollen. Noch sind nicht alle Details geklärt,
aber künftig müssen Unternehmen mit jähr-
lich mehr als 750 Millionen Dollar Umsatz
mindestens 15 Prozent ihres Gewinns ablie-
fern. Gelten soll es ab 2023, nahezu weltweit.
Betroffen sind gegen 8000 Unternehmen.

Einer klatschte in der venezianischen Werft
nicht: Ueli Maurer, der Finanzminister der
Schweiz. Dem gelernten Kaufmann schwante
Böses. Was 131 von 139 Mitgliedsstaaten der
OECD mittragen, könnte die Grundfesten des
Tiefsteuerlandes Schweiz erschüttern – und
einen Paradigmenwechsel bringen: weg vom
globalen Steuerwettbewerb hin zum globalen
Wettbewerb um staatliche Zuschüsse.

Wobei Staaten mit ihren Subventionen häu-
fig gezielt wirtschaftliche Tätigkeiten unter-
stützen, die nicht der Markt vorantreibt, son-
dern die Technokraten in Amtsstuben bestim-
men. Etwa die Vorstellung einer grüneren und
digitalen Wirtschaft. «Wir erleben die Renais-
sance der staatlichen Industriepolitik, die
Wiederbelebung der alten Idee, dass Staaten
am besten wissen sollen, wie man industrielle
Tätigkeit fördert und weiterentwickelt», sagt
André Guedel, bei der Beratungsgesellschaft
KPMG zuständig für die Standortanalysen.

Der Fünfjahresplan, ein Schreckgespenst
aus der Zeit des Kalten Kriegs, scheint wieder
en vogue zu sein – nicht nur in China oder
in den USA, wo das Silicon Valley einst dank
staatlicher Hilfe entstanden ist. Insbesondere
die Europäische Union setzt bereits auf gigan-
tische Programme, über die sie die Wirtschaft
innerhalb ihrer Grenzen steuert. Die beschlos-
sene Mindeststeuer dürfte dies zusätzlich
befeuern, glaubt Guedel. «Statt Konzerne mit
attraktiven Steuersätzen anzulocken, werden
Länder das künftig mit Subventionen tun.»

Die EU hat für die nächsten sechs Jahre ein
Paket verabschiedet, das laut Guedel 1500
Milliarden Euro vorsieht, um die europäische
Konjunktur anzukurbeln. Eine gigantische
Summe angesichts der 150 Milliarden Euro,
die dank des Mindeststeuersatzes zusätzlich
in die Kassen von 131 Ländern fliessen sollen.

In jeder Ecke ein Sack voller Geld
Um sich eine Übersicht der zahlreichen Sub-
ventionen der EU zu verschaffen, hat Guedel
wochenlang Papiere und Budgets aus Brüssel
gewälzt. Er spürte ein Dickicht aus Zuschüs-
sen und Darlehen auf. Darin finden sich bes-
tenfalls vife Berater zurecht, die den Unter-
nehmern zeigen, wie sie an die Gelder gelan-
gen. «Die EU hat ein Labyrinth errichtet und
darin viele Geldsäcke versteckt», erklärt Gue-
del bildhaft. «Unternehmen versuchen, die
Säcke aufzuspüren und mitzunehmen.» Also
Anträge für Subventionen zu stellen, um sie in
die Bilanzen ihrer Unternehmen zu bringen.

Was keineswegs trivial sei, betont der Ex-
perte, der längst nicht alles gefunden hat. «So-
gar innerhalb der EU herrscht nicht immer
Klarheit.» Zumal es Säcke gebe, die gleich-
zeitig in mehreren Ecken des Labyrinths ver-
steckt seien und aus verschiedenen Quellen
gefüllt würden. «Niemand weiss, wo jeder
Geldsack liegt, aber sicher ist: Je länger man
sucht, desto mehr Subventionen findet man.»

Die EU-Beamten speisen die Stimuluspro-
gramme mit 1211 Milliarden Euro aus dem
regulären Budget sowie mit 807 Milliarden
Euro, die sie im Zuge der Pandemie am Kapi-
talmarkt aufnehmen. Von den 2018 Milliarden
fliessen 500 Milliarden in nicht wirtschaft-
liche Tätigkeiten. Der Rest besteht je zur Hälf-
te aus Darlehen und direkten Zuschüssen, die
bis 2027 ausbezahlt werden.

Die EU hat klare Regeln definiert, wer war-
um Geld erhält. Kontrollieren lassen sich diese
aber kaum. Unter gewissen Umständen dür-
fen staatliche Investitionen sogar für den Be-

trieb verwendet werden. Konzerne zahlen da-
mit Löhne, den Strom oder Büroklammern.

Viele der Beihilfen sind an Bedingungen ge-
knüpft. Beste Chancen haben Gesellschaften,
die sich auf die strategischen Ziele der EU aus-
gerichtet haben, eben grün oder digital sind.
Und die in Regionen investieren, wo die Ein-
kommen niedrig und die Arbeitslosenzahlen
hoch sind. Besonders schnell fliessen EU-Gel-
der an Unternehmen, die all das in Gegenden
tun, die vom Abbau oder der Verbrennung von
Kohle leben. Dazu zählt die EU 31 Regionen in
11 Ländern. Knapp 20 Milliarden Euro stehen
Firmen zur Verfügung, die CO2-neutrale Jobs
an Orten schaffen, wo Kumpel bis heute unter
Tag gehen und wo Kohlekraftwerke noch
immer dreckigen Strom ins Netz speisen.

Für Klimaschutz stellt die EU von 2021 bis
2027 besonders viel Geld bereit: 867 Milliar-
den Euro. Ein ebenfalls zentraler Posten ist die
Digitalisierung. 152 Milliarden Euro können
Konzerne abholen, damit sie konkurrenzfähig
bleiben bei künstlicher Intelligenz, bei den
Supercomputern und bei der Cybersicherheit.

Ein idealer Kandidat für möglichst viel Sub-
ventionen der EU wäre demnach ein Startup,
das Videogames entwickelt und sich in Ro-
vinari niederliesse, in der rumänischen Stadt,
in der seit den siebziger Jahren Braunkohle
in Kraftwerken verbrannt wird. Das Startup
soll die Ökobilanz von Rovinari verbessern.

Apps für ein aktives Alter
Von Zuschüssen profitiert die Generation, die
Europa nach dem Zweiten Weltkrieg wieder
aufgebaut hat. Oder eher: junge Unternehmer,
die für sie digitale Hilfsmittel bereitstellen.
700 Millionen Euro liegen dafür in einem spe-
ziellen Topf. Es ist Geld für Softwareentwick-
ler, die Apps herausbringen, die Seniorinnen
besser bedienen können. Oder die Geräte ge-
stalten, die den Alltag von Senioren erleich-
tern und ihrer Gesundheit zugutekommen.

Neben dem Klimaschutz und der Digitali-
sierung gehört der Ausgleich der Regionen zu
den zentralen Zielen der europäischen Wirt-
schaftspolitik. Die Hilfe aus Brüssel soll die
Konjunktur in strukturschwachen Ländern
ankurbeln. Allerdings ist es nicht erlaubt,
Subventionen direkt an einzelne der 27 EU-
Mitgliedstaaten zu entrichten. Zulässig sind
Investitionen für ärmere Regionen. Dafür hat
Brüssel 274 Milliarden Euro reserviert. Zum
Zug kommen Gegenden mit einem Brutto-
inlandprodukt pro Kopf, das weniger als 90
Prozent des EU-Durchschnitts beträgt.

Die EU legt für jede Region fest, wie hoch
bei Investitionsprojekten der staatliche Anteil
maximal sein kann. Von 2018 bis 2020 durfte
er in Süditalien und Teilen Griechenlands bis
25 Prozent betragen, im Norden Dänemarks
bis zu 15 Prozent und im Osten Bulgariens bis
zu 50 Prozent (siehe Karte). Bis Ende Jahr will
die EU eine aktualisierte Karte publizieren,
erwartet werden noch höhere Anteile.

Bereits zum neunten Mal hat die EU dieses
Jahr das Programm Horizon Europe aufge-
stockt. Neu liegen 95,5 Milliarden Euro bereit,
mehr als je zuvor. Bedienen können sich jun-
ge und etablierte Unternehmen sowie öffent-
liche und private Forscher, die paneuropäisch
forschen und Produkte entwickeln wollen.

Um die Geldbeutel im Labyrinth aufzuspü-
ren, unterhalten Firmen eigene Abteilungen,
die Eingaben schreiben und sich Projekte aus-
denken, die den Vorgaben der EU entspre-
chen. Zudem sind in den letzten Jahren un-
zählige Beraterfirmen entstanden, die nichts
anderes tun, als Startups zu zeigen, wie sie
an Horizon-Gelder gelangen.

Dann war der Applaus im Arsenale di Vene-
zia womöglich verfrüht? Trifft nicht zu, was
der Chefunterhändler der OECD der NZZ in
einem Interview erklärte? Mit dem Mindest-
steuersatz wolle man «sicherstellen, dass Län-
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André Guedel, Berater bei KPMG Schweiz

Kohleregionen
19,3 Mrd. Euro für Unternehmen,
die Stellen schaffen in 31 europäi-
schen Kohleregionen in 11 Ländern
der EU.

Hightech
152 Mrd. Euro für Supercomputer,
die Entwicklung von künstlicher
Intelligenz und für
Cybersicherheit.

Horizon Europe
95,5 Mrd. Euro für Unternehmen,
Startups oder Universitäten, die
paneuropäisch forschend und
innovativ zusammenarbeiten.

Digitale Gesundheit
5,3 Mrd. Euro für Unternehmen,
Spitäler und Organisationen, die
digitale Produkte für das
Gesundheitswesen entwickeln.

Raumfahrt
14,9 Mrd. Euro für Unterne
und Organisationen, die P
für die europäische Raum
entwickeln.

Das Labyrinth der EU-Subventionen
Mit rund 1500Milliarden Euro in Form von Zuschüssen und Darlehen kurbelt die Europäische Union von 2021
bis 2027 dieWirtschaft an. Die Gelder sind in komplexen Programmen versteckt. Unternehmer versuchen, sich
im Labyrinth zurechtzufinden und die Subventionen aufzuspüren. Je länger sie suchen, desto mehr finden sie.
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der sich nicht in Steuer- und Handelskriege
verwickeln», sagte Pascal Saint-Amans. Doch
statt Kriege um Steuern zu führen, bieten die
Staaten die Unternehmen fortan zuWettren-
nen um Zuschüsse auf; die Firmen treten
wohl an. Letztlich geht es ihnen darum, ihre
Gewinne zumaximieren. Ob das tiefe Steuern
oder hohe staatliche Zuschüsse ermöglichen,
ist unter demStrich zweitrangig; entweder sie
liefern dem Fiskus weniger ab, oder sie er-
halten daraus mehr. Bis anhin liessen sich
Konzerne gerne dort nieder,wo Staaten ihnen
wenig abnahmen. Mit der Einführung der
Mindeststeuer ändert sich das: Unternehmen
gehen dorthin, wo ihnen Staaten viel geben.
Was ist nachhaltiger? «Bei tiefen Steuern

muss ein Unternehmen profitabel werden»,
sagt Guedel. «Bei Zuschüssen fällt dieser An-
reizweg.» Dannwird die Subvention zumsüs-
sen Gift. Wie beim Fiat-Werk in der Nähe der
sizilianischen Stadt Palermo, das 41 Jahre lang
Autos herstellte, aber meist defizitär war. Als
die Staatshilfen 2011 versiegten, schloss die
Fabrik, und 1400 Sizilianer verloren ihren Job.

Politische Debatte in der Schweiz
Seit den neunziger Jahren gab es wiederholt
Bemühungen, den globalen Steuerwettbe-
werb abzuschaffen. Mit wenig Erfolg. Zuletzt
schwankten die Steuersätze innerhalb der EU
zwischenmickrigen 9 Prozent in Ungarn und
happigen 31 Prozent in Frankreich. Von den
26 Schweizer Voll- und Halbkantonen haben
18 derzeit einen Steuersatz unter 15 Prozent
(siehe Grafik). Nach neuen OECD-Richtlinien
dürften 2000 bis 4000 in der Schweiz tätige
Unternehmen höher besteuert werden.
Was passiert, wenn sie ab 2023 demFiskus

mehr abliefern müssen? «Abwanderungen
wird es wenige geben», glaubt Stefan Kuhn,
Chef der Steuerabteilung vonKPMGSchweiz.
Würden einzelne Finanzdirektoren die tiefe-
ren Sätze beibehalten, wie gewisse bürger-
liche Politiker seit dem OECD-Entscheid ver-
langen, «hätte dasNachteile, aber keinenNut-
zen, den Kantonen entgingen Steuereinnah-
men», sagt Kuhn. Denn die tiefer besteuerten
Unternehmen müssten die Differenz zu den
15 Prozent in diesem Fall an jenes Land ent-
richten, in dem ihr Mutterhaus oder eine
Tochtergesellschaft beheimatet sei.
Was mit dem zusätzlichen Geld geschieht,

das die Kantone und der Bund einnehmen,
«darüber dürfte es in der Schweiz eine heftige
politische Debatte geben», so Kuhn. Fliessen
die Einnahmen in Form von staatlichen Zu-
schüssen zurück an die Unternehmen, wie es
bürgerliche Parteien verlangen? Undwenn ja,
würden Zuschüsse an strategische Ziele ge-
bunden, wie das die EU tut? Linke Parteien
würden eher die Sozialwerke sanierenwollen.
Traditionell betreibt die Schweiz keine ge-

zielte Wirtschaftspolitik. Subventionen flies-
sen vornehmlich in die Landwirtschaft und
die Kultur. Erst kürzlich hat das Volkmit dem
CO2-Gesetz eine Vorlage abgelehnt, die eine
grünereWirtschaft fördern sollte. Schweizer
Manager lehnen staatliche Interventionen oft
ab. «Es wäre kontraproduktiv, wenn in der
Schweiz die industrielle Produktion subven-
tioniert werden würde», sagte Roche-Chef
Severin Schwan diese Woche im Gespräch
mit der Universität Basel. Das sei «eine Ver-
schwendung vonRessourcen, und es ist nicht
das,was die Schweiz tut». Der Staat sollte sich
stattdessen über dieHochschulen an der kost-
spieligen Grundlagenforschung beteiligen.
Das bringe hochqualifizierte Personen in die
Schweiz, wovon dieWirtschaft profitiere.
Gleichwohl glauben die KPMG-Berater, sie

würden mit Unternehmen bald nicht mehr
über kantonale Steuersysteme reden, sondern
ihnen erklären, wie man sich staatliche
Zuschüsse sichert. Wohl deshalb klatschte
Bundesrat Maurer in Venedig nicht.
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Maximaler Anteil an Zuschüssen bei Investitionsprojekten
in einzelnen Regionen

Wohin fliesst wie viel EU-Geld

Quelle: DG COMP

Aktives Alter
700Mio. Euro für Tech- und
Medtechfirmen, die digitale und
innovative Produkte für ältere
Menschen entwickeln.

Eine grüne Zukunft
867 Mrd. Euro hat die EU von
2021 bis 2027 für Projekte und
Unternehmen reserviert, die im
Klimaschutz tätig sind.

In der EU investieren
Mit Darlehensgarantien will die
EU 372 Mrd. Euro zusätzliche
Investitionen in Projekte auslösen,
die in Europa Stellen schaffen.

Europa verbinden
20,7 Mrd. Euro für Unternehmen
und Organisationen, um
Transport-, Energie- und digitale
Infrastruktur zu verbessern.

Strukturförderung
274 Mrd. Euro für Zuschüsse in
Regionen, deren Bruttoinlandpro-
dukt unter 90% des EU-Durch-
schnitts liegt.

Wirtschaft nach Covid-19
338 Mrd. Euro Zuschüsse und
386 Mrd. Darlehen aus dem
Covid-19-Fund für grüne und
digitale Projekte.
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Die Schweiz gewinnt den Steuerwettbewerb
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«Es wäre kontraproduktiv,
wenn in der Schweiz die
industrielle Produktion
subventioniert werden
würde.»
Severin Schwan, Chef von Roche


